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E-Government muss zur Lebenswelt der Bürgerinnen und Bürger passen

› Die öffentliche Verwaltung ist mit ihren Diensten an 
alltäglichen und entscheidenden Momenten im Leben 
der Bürgerinnen und Bürger beteiligt. Ob man um‑
zieht, ein Kind bekommt oder ein Gewerbe anmelden 
möchte: Von A wie Abfall über G wie Geburtsurkun‑
de und Gewerbeanmeldung bis Z wie Zoll. Damit der 
Staat nicht zur Bremse einer modernen Gesellschaft 
wird und die Kontakte mit der Behörde im Vergleich 
zu Online‑Dienstleistungen zu viel Zeit in Anspruch 
nehmen, ist eine moderne Verwaltung erklärtes Ziel.

„Der Staat ist ein wichtiger Akteur im digitalen Raum“ – 
so steht es in der Digitalen Agenda. Doch wirklich an‑
gekommen sind die onlinebasierten Dienstleistungen 
bei den Adressaten in Deutschland noch nicht. 

Die Bürgerinnen und Bürger lernen die Vorteile der 
Digitalisierung in ihrer täglichen Lebenswelt durch 
integrierte und zunehmend individualisierte Service‑
leistungen kennen und schätzen. Unternehmen er‑
leichtern Ihren Kunden die Nutzung eines Angebots 
indem sie weiterführende Dienstleistungen anbieten. 
So ist der Wechsel des Stromanbieters oder Internet‑
providers heute mit nur wenigen Klicks zu erledigen. 
Wir haben uns in der Ihnen vorliegenden Auflage 
des eGovernment MONITOR deshalb gefragt, „wie“ 
Bürger bestimmte Verwaltungsdienstleistungen wahr‑
nehmen möchten und kommen oft, z. B. beim Bür‑
gerkonto, zu der Erkenntnis, dass sich auch hier fast 
zwei Drittel der Befragten Angebote aus einer Hand 
wünschen. 

Ein weiterer Aspekt, der uns in diesem Jahr beschäftigt 
hat, sind die gesellschaftlichen Gepflogenheiten, die 
für die Gestaltung von E‑Government relevant sind. So 
ist es für die Generation Y und alle digital souveränen  
Mitglieder der Gesellschaft mittlerweile selbstver‑
ständlich, sich das Wissen des Netzes über Suchma‑

schinen zu erschließen – seien es die Öffnungszeiten 
des Kinos oder die Diagnose von Krankheitssymptome  
und deren Behandlung. Der Duden hat das Wort 

„googeln“ 2004 offiziell aufgenommen. Es verwundert 
daher auch nicht, dass 57  Prozent der Befragten in 
Deutschland und 74 Prozent in Österreich bei der Su‑
che nach Behördenleistungen zuerst Suchmaschinen 
befragen. Für die Verwaltung bedeutet dies, dass sie 
ihre Serviceportale dahingehend optimieren sollte, 
dass die Informationen und Dienstleistungen auch von 
den Suchmaschinen gefunden werden. 

„Voraussetzung für die Akzeptanz elektronischer Be‑
hördendienste sind Datenschutz und Sicherheit der 
Kommunikation und Angebote“ – so konstatiert der 
Koalitionsvertrag. Der eGovernment MONITOR zeigt 
auf: Das allein reicht nicht aus. Das Angebot muss 
bekannt sein, es muss des Bürgers Frage „Wofür 
brauche ich das?“ beantwortet werden und letztlich 
muss auch der Aspekt der Bedienbarkeit berücksich‑
tigt werden. Zur Förderung eben dieser Akzeptanz 
bringt die Initiative D21 die Ergebnisse des eGovern‑
ment MONITOR in die Plattform „Digitaler Staat und 
öffentliche IT“ des IT‑Gipfels ein. 

Ich freue mich, dass wir Ihnen in diesem Jahr bereits 
zum sechsten Mal mit der vorliegenden Studie neue 
Erkenntnisse zur Nutzung und Akzeptanz von be‑
hördlichen Dienstleistungen vorlegen können. Mein 
Dank gilt besonders unseren Premiumpartnern, Part‑
nern und Unterstützern, die die Studie gemeinsam 
aus öffentlichen und privaten Geldern finanzieren. 

Ich wünsche Ihnen eine erkenntnisreiche Lektüre und 
freue mich auf Ihren Beitrag zum Diskurs! •

Hannes Schwaderer 

Hannes Schwaderer 
Präsident der Initiative D21 //  
Mitglied der Geschäftsleitung der Intel Deutschland GmbH

Vorwort
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rebranding E-Government – as E-Government

› Auf die Frage „Haben Sie in den vergangenen  
12 Monaten E‑Government‑Angebote genutzt?“ ant‑
worten in Deutschland 39 Prozent der Befragten mit 

„Ja“. Das sind sechs Prozentpunkte weniger als im 
Vorjahr und im Schnitt 30 Prozentpunkte weniger als 
in den Vergleichsländern. Auf die Frage „Welche der 
im Folgenden aufgeführten Bürgerdienste haben Sie 
schon einmal genutzt?“ nennen 71 Prozent der deut‑
schen Befragten mindestens ein Beispiel, unter den 
befragten Österreichern sind es sogar 87 Prozent. 
Das heißt: für die deutschen Befragten ergibt sich ein 
Unterschied von 32 Prozentpunkten zwischen den‑
jenigen, die sagen, dass sie im vergangenen Jahr 
E‑Government‑Angebote genutzt haben und denje‑
nigen, die nach eigenen Angaben bereits einen der 
Dienste aus der vorgegebenen Liste genutzt haben. 
Für die österreichische Stichprobe beträgt dieser Un‑
terschied lediglich 14 Prozentpunkte.

Nicht nur der Unterschied zwischen Deutschland und 
den Vergleichsländern bei der Frage nach der gene‑
rellen E‑Government‑Nutzung ist erstaunlich, auch 
die immense Diskrepanz zwischen der angegebe‑
nen Nutzung allgemein und der Nutzung spezifischer 
Angebote. Auf der Suche nach Ursachen stößt man 
unweigerlich auf die Frage nach der Bekanntheit der 
Begrifflichkeiten, die im Kontext mit E-Government 
verwendet werden. Die hohen Werte, die der man‑
gelnden Bekanntheit von E‑Government‑Angeboten 
als Hindernis für eine stärkere Nutzung gegeben wer‑
den, deuten in diese Richtung. Die Tendenz, Angebote  
und Konzepte im Bereich E‑Government mit negativ 
belegten oder sperrigen Namen zu taufen („ELSTER“, 

„ProzessDatenBeschleuniger“) oder immer wieder 
neu zu benennen, um ihnen neuen Schwung zu ver‑
leihen (elektronischer Personalausweis, neuer Perso‑
nalausweis,…) verstärkt den Wiedererkennungs- und 
Erinnerungswert solcher Dienste genauso wenig wie 

die parallele Verwendung unterschiedlicher Begrif‑
fe für gleiche oder ähnliche Konzepte (Bürgerportal, 
Bürgerkonto, Servicekonto,…). Wenn gleichzeitig 
auch noch durch unzureichende Kommunikations‑
politik der Eindruck entsteht, die Anbieter solcher  
E‑Government‑Lösungen stehen selbst nicht oder nur 
für kurze Zeit hinter ihrem Produkt, sind die aufgebau‑
ten Namen und Marken schnell verbrannt und werden –  
anders als beispielsweise in Österreich – nicht im  
Familien‑ oder Freundeskreis als positive Nutzungs‑
erfahrungen weitergegeben.

Die Befragten in den Vergleichsländern mit E‑Govern‑
ment-Nutzung von 69 Prozent und mehr sind beson‑
ders zufrieden mit dem Komfort, Behördengänge 
von zuhause aus erledigen zu können. Der Anteil der 
mindestens Zufriedenen erreicht in dieser Kategorie 
79 Prozent in der Schweiz. In Deutschland sind nur 
58 Prozent mindestens zufrieden in diesem Punkt. 
Gleichzeitig wird die mangelnde Durchgängigkeit 
von Online‑Angeboten in Deutschland von einem  
besonders hohen Anteil der Befragten als Hemmnis 
erachtet. Nach wie vor ist der Vorteil der E‑Government‑ 
Angebote gegenüber der herkömmlichen Abwick‑
lung zu wenig ausgeprägt, wenn der am häufigsten 
genutzte Transaktionsdienst, die elektronische Steu‑
ererklärung, in den meisten Fällen weiterhin das Ver‑
senden von Papierbelegen erfordert. 

Drei Viertel der Nutzer in Österreich suchen E‑Govern‑
ment‑Angebote in erster Linie über Suchmaschinen. 
In Deutschland sind dies knapp 60 Prozent, immer‑
hin 37 Prozent suchen auf den Internetseiten der Ver‑
waltung. Diese werden allerdings von 54 Prozent der 
Befragten als unübersichtlich und schlecht struktu‑
riert (�Auffindbarkeit der benötigten Informationen“) 
bewertet. Zusammen mit den dargestellten Schwie‑
rigkeiten, sich in der dynamischen Begriffswelt des 

Dr. Petra Wolf
Executive Director // Institute for Public  

Information Management ‑ ipima

—
Prof. Dr. Helmut Krcmar

Scientific Director // Institute for Public  
Information Management ‑ ipima

Vorwort
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Studiensteckbrief

E-Government in Deutschland zurecht zu finden, wird 
klar, dass sich hier ein wesentlicher Hemmfaktor für 
das Zusammenkommen von Angebot und Nachfra‑
ge zeigt. Wer ein Angebot nicht kennt oder es nicht 
korrekt benennen kann, tut sich auch schwer, es im 
Internet zu finden. Wer darüber hinaus keine positi‑
ve Erwartung an vollständige Online‑Dienste hat, der 
sucht erst gar nicht.

E‑Government in Deutschland muss als positiv besetz‑
te Marke gestärkt und mit Kontinuität gepflegt werden. 
Die ständige Einführung neuer Begriffe ist dabei mehr 
schädlich als nützlich. Dazu gehört natürlich auch der 

Ausbau echter Online‑Transaktionen, die einen sicht‑
baren Vorteil gegenüber der Papierversion bieten, 
aber auch eine gezielte und abgestimmte Kommu‑
nikationspolitik zu deren Einführung und Begleitung. 
Die Zusammenarbeit und Abstimmung zwischen 
den verschiedenen Akteuren des E‑Government  
insbesondere auf Bundes‑ und Länderebene ist drin‑
gend geboten, um die Unsicherheit und Skepsis hin‑
sichtlich des Online‑Angebots der Verwaltung in eine 
positive Erwartungshaltung zu wenden. •

Dr. Petra Wolf & Prof. Dr. Helmut Krcmar

Steckbrief

•  Kern der Studie: Der eGovernment MONITOR lie‑
fert seit 2011 jährlich ein umfassendes Bild über die 
aktuelle E‑Government‑Situation in Deutschland. 
Dazu gehören neben Nutzung, Zufriedenheit, Trei‑
ber und Barrieren auch die Evaluierung verschiede‑
ner E‑Government‑Möglichkeiten sowie Einstellun‑
gen der Bürger. Im Jahr 2015 wurden analog zum 
Vorjahr Österreich, die Schweiz und Schweden als 
Vergleichsländer herangezogen.

•  Fragebogen: Um spezifischere Aussagen treffen 
zu können sowie aktuellen Entwicklungen und Dis‑
kussionen gerecht zu werden, wird der Fragebogen 
jährlich im Partnerkreis überarbeitet und angepasst. 
Aus diesem Grund sind an manchen Stellen Ver‑
gleiche der Werte mit den Vorjahresergebnissen 
nicht oder nur eingeschränkt möglich. Betreffende 
Stellen sind in der Publikation entsprechend ge‑
kennzeichnet.

•  Auswahl Interviews: Durchführung von jeweils 
1.000 Interviews in Deutschland (DE) und Schwe‑
den (SE) sowie jeweils 1.001 Interviews in Österreich 
(AT) und der Schweiz (CH).

•  Grundgesamtheit: Personen in Privathaushalten in 
Deutschland, Österreich, der Schweiz und Schwe‑
den ab 18 Jahren, die das Internet privat nutzen.

•  Auswahl: Online-Panel; Daten gewichtet nach zen‑
tralen Merkmalen (Geschlecht, Alter und formale 
Bildung).

•  Repräsentative Erhebung: Ergebnisse auf die 
Grundgesamtheit übertragbar.

•  Erhebungsmethode: Durchführung als Onlinebe‑
fragung (computergestütztes Webinterview (CAWI), 
KW 18 bis KW 20 2015). 

•  Definition E-Government: Unter E‑Government ver‑
stehen wir Informationen und Dienste von Behörden 
und öffentlichen Einrichtungen (Kommune, Stadt, 
Landkreis, Bundesland etc.), die über das Inter‑
net genutzt werden können, wie z. B. elektronische 
Steuererklärung (ELSTER), Online-Informationen zu 
Öffnungszeiten oder Zuständigkeiten von Ämtern.

•  Definition Open Government: Open Government 
steht für die Bereitstellung offener Informationen der 
Regierung und Verwaltung gegenüber den Bürgern 
und der Wirtschaft. Gleichzeitig werden neue Mög‑
lichkeiten zur Beteiligung an Planungs- und Ent‑
scheidungsprozessen geschaffen. Ziele sind auf 
der einen Seite mehr Information und Transparenz 
der Regierung und auf der anderen Seite verstärkte 
politische Teilhabe sowie eine intensivere Einbezie‑
hung der Bürger in politische Entscheidungen. •
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Management Summary 

› Die E‑Government‑Nutzung in Deutschland kommt 
nicht voran. Während in Österreich (2015: 73 Prozent), 
der Schweiz (69 Prozent) und Schweden (75 Prozent) 
mit Ausnahme des Einbruchs im Jahr 2013 eine ste‑
tige Zunahme der E‑Government‑Nutzer zu verzeich‑
nen ist, schwanken die Ergebnisse zur E‑Government‑
Nutzung in Deutschland auf deutlich niedrigerem 
Niveau um die 40-Prozent-Marke. Im Vergleich zum 
Vorjahr zeigt sich sogar wieder ein leichter Rückgang 
um sechs Prozentpunkte auf 39 Prozent. 

Dieses Ergebnis muss aber im Kontext weiterer Be‑
funde gesehen werden. Wie im Vorjahr ist der Anteil 
derjenigen, die aus einer Liste vorgegebener Online‑
Behördendienste mindestens einen bereits genutzt 
haben, deutlich höher (71 Prozent in Deutschland), 
und der Unterschied zu Bürgern in Österreich ist deut‑
lich geringer (87 Prozent haben mindestens einen 
der genannten Dienste bereits genutzt). Auch ist wie 
im Vorjahr die mangelnde Bekanntheit vieler Online‑ 
Angebote nach Einschätzung der Befragten die 
wichtigste Hürde für eine intensivere E‑Government‑
Nutzung. Dazu passt auch der Befund, dass in allen 
Vergleichsländern die Internetsuche über Suchma‑
schinen der wichtigste Startpunkt für das Auffinden 
von Online‑Bürgerdiensten ist – was man nicht sucht, 
weil man es nicht kennt, kann man auch nicht finden.
Die Rückmeldungen zur Zufriedenheit mit verschie‑
denen Merkmalen von Online‑Bürgerdiensten der ei‑
genen Stadt oder Kommune zeigen ein interessantes 
Muster: Die Befragten in Österreich und der Schweiz 
sind mit fast allen genannten Punkten zu mehr als 
zwei Dritteln mindestens zufrieden. Die Rückmeldun‑

gen aus Deutschland und Schweden fallen deutlich 
zurückhaltender aus. Hier sind – mit wenigen Ausnah‑
men – im Schnitt etwa die Hälfte der Befragten mit den 
vorgegebenen Aspekten von Online‑Bürgerdiensten 
zufrieden. Aber auch hier ergeben sich einige Unter‑
schiede bei den Aspekten Bequemlichkeit, Schnel‑
ligkeit der Bearbeitung und vollständige Online‑ 
Abwicklung. Mit diesen Punkten sind die Befragten in 
Deutschland bezogen auf das Online‑Angebot an ih‑
rem Wohnort im internationalen Vergleich besonders 
unzufrieden. Die mangelnde Durchgängigkeit von 
elektronischen Bürgerdiensten wird in Deutschland 
als einzigem Befragungsland als zweitwichtigste Hür‑
de für die E‑Government‑Nutzung gesehen.

Die Sorgen der Befragten im Hinblick auf Risiken bei 
Datenschutz und Datensicherheit in Verbindung mit 
der elektronischen Abwicklung von Behördengängen 
sind in allen Vergleichsländern zurückgegangen.

Wie im vergangenen Jahr spielt das Bürgerkonto bei 
der Umfrage wieder eine besondere Rolle. Ziel des 
eGovernment MONITOR 2015 war es, Erkenntnisse 
über die häufig als widersprüchlich empfundenen 
Anforderungen an Benutzungskomfort und zugleich 
hohe Sicherheit bzw. Integration von Bürgerdiensten 
und Kontrolle über die Verwendung von Bürgerda‑
ten zu erhalten. Bei der Frage nach der Präferenz 
hinsichtlich hohem Bedienkomfort versus hoher Si‑
cherheit der Anwendung ergibt sich kein einheitli‑
ches Bild. Ebenso sieht es bei der Frage nach der 
automatischen Vorbefüllung von Online‑Formularen 
mit Daten, die der Verwaltung bereits bekannt sind, 
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Management Summary

versus dem selbstgesteuerten Eintragen von Formu‑
lardaten durch den Bürger aus. In beiden Fällen sind 
die Gruppen der Befürworter einer einfachen bzw. 
bequemen automatisierten Lösung und der Verfech‑
ter einer maximal sicheren bzw. selbst gesteuerten 
Variante in etwa gleich groß. Der Unterschied ist nur 
beim Thema „sicher versus einfach“ ein wenig grö‑
ßer zugunsten der einfachen Variante (47 Prozent für 
möglichst einfache versus 37 Prozent für möglichst 
sichere Lösung). Eindeutiger sieht das Ergebnis bei 
der Fragen nach der Integration von Bürgerdiensten 

aus. 58 Prozent der Befragten möchten gerne die 
Bürgerdienste eines Kontextes (Lebenslage) aus ei‑
ner Hand, einmal eingegebene Daten sollen mit dem 
Ziel der Bequemlichkeit und Effizienz auch gemein‑
sam von den beteiligten Behörden verwendet werden. 
Nur 26 Prozent der Befragten möchten lieber Mehr‑
aufwand für die getrennte Transaktion mit den einzel‑
nen Behörden zugunsten einer größeren Transparenz 
in Kauf nehmen. •

Es gibt nichts zu beschönigen: Deutschland tritt in 
Sachen Akzeptanz und Nutzung von E‑Government‑ 
Angeboten auf der Stelle. Diese Feststellung des 
eGovernment‑MONITOR 2015 sollte uns allen, die 
wir tagtäglich an der Modernisierung der Verwal‑
tung arbeiten, mit Unbehagen erfüllen. 

Jetzt den Kopf in den Sand zu stecken, ist aber keine 
Option. Vielmehr gilt es angesichts des digitalen Wan‑
dels immer wieder neu zu analysieren, wo die Not‑
wendigkeiten liegen. Der eGovernment MONITOR  
gibt hierfür deutliche Hinweise: 

•  Viele gute E-Government-Angebote sind den Bür‑
gern schlicht nicht bekannt. Es reicht nicht, diese 
nur auf der eigenen Verwaltungsseite online zu 
stellen und auf Nutzer zu hoffen. Zentrale und 
leicht auffindbare Zugangspunkte sowie mehr 
Ressourcen im Bereich des Marketings können 
hier ein Weg sein. 

•  Trotz rückläufiger Zahlen sind die Bedenken groß, 
dass die eigenen Daten in der Verwaltung nicht 
sicher sind. So wie wir von Social-Media-Plattfor‑

men erwarten, dass sie transparenter bei der Ver‑
wendung der Nutzerdaten werden, brauchen wir 
auch im E‑Government allgemein verständliche 
und transparente Informationen zu Datenschutz 
und Datensicherheit. 

•  Die durchgängige elektronische Bearbeitung von 
Vorgängen, seit Jahren in Fachkreisen diskutiert, 
muss endlich Realität werden. Mit dem Bundes‑
programm Digitale Verwaltung 2020 und dem 
darin enthaltenen Normenscreening zum Abbau 
von unnötigen Schriftformerfordernissen geht die 
Bundesregierung mit gutem Beispiel voran. 

Um hier zu tragfähigen und sinnvollen Lösungs‑
wegen zu kommen, braucht es den gemeinsamen 
Austausch aller Beteiligten. Im Rahmen der Platt‑
form „Digitale Verwaltung und öffentliche IT“ des 
Nationalen IT‑Gipfels sowie der Arbeitsgruppe „At‑
traktivität des E-Government“ des IT-Planungsrats 
unter Federführung des Landes Berlin beraten wir 
intensiv, wie wir die Nutzung und Akzeptanz von  
E‑Government aus Bürgerperspektive in den nächs‑
ten Jahren deutlich verbessern können.

Cornelia rogall-Grothe
Beauftragte der Bundesregierung für 
Informationstechnik und Staatssekretärin 
im Bundesministerium des Innern

Mehr Akzeptanz im  
E-Government
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Zentrale Ergebnisse im Überblick

E-Government-nutzung in Deutschland kommt nicht voran

Während in den Vergleichsländern 

Österreich, Schweiz und Schweden die 

E-Government-nutzung 

in der Bevölkerung kontinuierlich steigt, 

ist sie in Deutschland in den 

vergangenen zwölf Monaten um sechs 

Prozentpunkte gesunken.  

(Vgl. S. 10)

DE AT CH SE

Hauptbarriere für die nutzung von E-Government

Datensicherheit und Datenschutz

Wie bereits im Vorjahr erweist sich auch 2015  

die mangelnde Bekanntheit  
vieler online-Angebote  

in allen vier Befragungsländern als die größte  

nutzungsbarriere. (Vgl. S. 14)

Die nutzungsbarriere „mangelnde Daten-
sicherheit / Datenschutz” hat im Ver-

gleich zu den Vorjahreswerten deutlich an Gewicht 
verloren. Von 2014 auf 2015 sank der Wert in Deutsch-

land um 15 Prozentpunkte von 66 Prozent auf 51 Prozent. 

Auch die Angst vor Datendiebstahl ist rückläufig und sinkt 

um zehn Prozentpunkte auf 55 Prozent. (Vgl. S. 15)
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trendbarometer

•	 	Wachstumstrend	der	E-Government-Nutzung	in	Österreich,	der	Schweiz	

und Schweden hält an, in Deutschland kein Fortschritt.

•	 	Vor	allem	die	Aspekte	zeitliche	Unabhängigkeit	von	Öffnungszeiten,	

Bequemlichkeit, Schnelligkeit, Zuverlässigkeit und einfache Bedienbarkeit 

des Angebots tragen zur Zufriedenheit der Bürger mit dem städtischen 

online-Angebot bei.

•	 	Die	mit	Abstand	größte	Nutzungsbarriere	ist	in	allen	vier	Befragungslän-

dern die fehlende Bekanntheit vieler online-Angebote.

•	 	Die	Barriere	„mangelnde	Datensicherheit	/	Datenschutz“	hat	im	Vergleich	

zu den Vorjahreswerten deutlich an Gewicht verloren.

•	 	Der	bekannteste	und	meistgenutzte	Bürgerdienst	stammt	in	Deutschland	

und Österreich aus dem Bereich Verkehr, nämlich eine Fahrplanauskunft 

für	den	öffentlichen	Nahverkehr	online	einholen.

•	 	Auf	Bürgerdienste	werden	Bürger	der	DACH-Region	hauptsächlich	mittels	

Suchmaschinen und dem direkten Besuch der internetseiten der Verwal-

tung aufmerksam.

•	 	Digitale	Ausweisdokumente	zeigen	sich	weiterhin	wenig	relevant	für	die	

österreichische und deutsche online-Bevölkerung.

•	 	Ein	Drittel	der	Online-Bevölkerung	in	Deutschland	und	Österreich	nutzt	

bereits Mobile Government.

58

17*

26

Zukunftsbild	„Digitales	Bürgerkonto“

58 Prozent aller deutschen onliner möchten  

Bürgerdienste gebündelt erhalten und so wenig  
Aufwand wie möglich für das Ausfüllen  

von Formularen verwenden. 

26 Prozent möchten nicht, dass ihre Angaben an 

einer Stelle im Bürgerkonto erfasst und anschließend an die 

jeweils zuständigen Behörden verteilt werden – sie ziehen 

es vor, Behörden gegebenenfalls einzeln zu 
kontaktieren. (Vgl. S. 17) * �Stimme keiner der beiden Aussagen zu“

Zentrale Ergebnisse im Überblick
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nutzung von und Zufriedenheit  
mit E-Government-Angeboten

E-Government-nutzung in der Bevölkerung
 Haben Sie in den letzten 12 Monaten E-Government-Angebote genutzt? 

Basis: Alle Befragten – DE und SE (n = 1.000); AT und CH (n = 1.001); Angaben in Prozent 
*2012 / 2013: Nutzen Sie bereits E-Government-Angebote?

› Im Ländervergleich zeigen sich deutliche Unter‑
schiede hinsichtlich der E‑Government‑Nutzung in 
der Online‑Bevölkerung. Deutschland bildet auch 
2015 wieder das Schlusslicht und verzeichnet so‑
gar einen Rückgang der E‑Government‑Nutzung um 
sechs Prozentpunkte im Vergleich zum Vorjahr. Damit 
liegt das Niveau der E‑Government‑Nutzung in etwa 
auf dem von 2013.

In Österreich und Schweden liegt die Nutzung 2015 
hingegen bei über 70 Prozent. Die Schweiz hat im 
Vergleich zu den Vorjahreswerten deutlich zugelegt 
(+ acht Prozentpunkte), die Nutzung liegt nun bei 
69  Prozent.

Führend in der E‑Government‑Nutzung ist die schwe‑
dische Online-Bevölkerung. 75 Prozent der Befrag‑

ten geben an, in den vergangenen zwölf Monaten 
E‑Government‑Angebote genutzt zu haben. Damit 
rutscht Österreich, welches 2014 noch knapp an der 
Spitze lag, auf den zweiten Platz.

Die Ergebnisse machen deutlich, dass es Deutsch‑
land noch immer nicht gelungen ist, „die Marke“  
E‑Government in der Bevölkerung zu etablieren. Wäh‑
rend in den Vergleichsländern die Rückmeldung zur 
Nutzung seit Jahren kontinuierlich zunimmt, schwan‑
ken die Werte in Deutschland und liegen noch immer 
deutlich unter der 50-Prozent-Marke. Es herrscht aku‑
ter Handlungsbedarf.

Schwedens Spitzenposition zeigt sich auch in der Re‑
gelmäßigkeit der E‑Government‑Nutzung. Während 
die Online-Bevölkerung der DACH-Region wie auch 
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  Weniger als 6 Monate        6 bis 12 Monate        1 bis 2 Jahre        2 bis 5 Jahre        5 bis 10 Jahre        Weiß nicht

Deutschland

SchwedenÖsterreich

Schweiz

14

12 7
6 83

15

3

7

28

49

48

25

12
78

11

38

23

865
17

41

So stellen sich die Schweizer Wirtschaft und die Bevöl‑
kerung die nahe Zukunft, ja eigentlich schon die Ge‑
genwart vor: Das Angebot von Behördenleistungen im 
Internet soll eine Selbstverständlichkeit werden. Dieser 
Anspruch begründet das Leitbild der weiterentwickelten 
E‑Government‑Strategie Schweiz ab 2016. Gestützt auf 
die Erkenntnisse der nationalen E‑Government‑Anstren‑
gungen seit 2008 hat die Geschäftsstelle E‑Government 
Schweiz gemeinsam mit den Partnern von Bund, Kanto‑
nen und Gemeinden neue Umsetzungsinstrumente ent‑
wickelt. Internationale Vergleiche wie der vorliegende 
eGovernment MONITOR zeigen, wie die strategische 
Weiterentwicklung im Bereich E‑Government auszurich‑
ten ist, damit der Bevölkerung und den Unternehmen ein 
sicheres, transparentes und medienbruchfreies Online‑ 
Behördenangebot zur Verfügung steht. 

Nachdem die Entwicklung im E‑Government in den 
vergangenen Jahren darauf konzentriert war, die be‑
stehenden Prozesse elektronisch abzubilden, stehen 
nun die Benutzerfreundlichkeit und damit die Verein‑
fachung der Abläufe im Fokus. Die hohe Nutzerzufrie‑
denheit und die gestiegenen Nutzungszahlen dienen 
den Schweizer Behörden als Ansporn, Erwartungen 
zu antizipieren und neue Technologien zu nutzen. In 
der föderalen Schweiz bedeuten die Bereitstellung 
von vernetzten Infrastrukturen und staatsebenenüber‑
greifenden einheitlich nutzbaren Dienstleistungen eine 
Herausforderung. Dieser begegnen Bund, Kantone 
und Gemeinden mit dem gemeinsamen Programm 
E‑Government Schweiz, das ab 2016 insbesondere 
Projekte im Bereich der Schlüsselmodule vorantreibt.

Astrid Strahm 
Leiterin der Geschäftsstelle 
E-Government Schweiz a. i.,
Informatiksteuerungsorgan des Bundes

E-Government ist  
selbstverständlich! 

im Vorjahr durchschnittlich 2,4 Online‑Behördenkon‑
takte im Jahr hat, sind es bei den schwedischen Onli‑
nern vier Online‑Behördenkontakte jährlich – im Mittel 
ein Kontakt mehr als 2014.

Hinsichtlich der Nutzungsdauer von E‑Government 
sind die Österreicher führend. 28 Prozent nutzen  
E‑Government bereits seit mindestens fünf Jahren. Bei 
den Schweden gibt jeder zweite Befragte an, nicht zu 
wissen, wie lange er E‑Government bereits nutzt. •

  Wie lange nutzen Sie bereits E-Government-Angebote?

Basis: Alle Befragten, die in den letzten zwölf Monaten E‑Government‑Angebote genutzt haben – 
DE (n = 387); AT (n = 728); CH (n = 690); SE (n = 744); Angeben in Prozent

nutzung von und Zufriedenheit mit E-Government-Angeboten
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Hohe Anforderungen werden an uns als Betreiber 
und Entwickler von E‑Government‑Lösungen und 
Anwendungen in Deutschland gestellt. 

Der eGovernment MONITOR 2015 zeigt, dass das 
aktuell verfügbare städtische Online‑Angebot in 
Deutschland bei allen abgefragten Aspekten die 
geringste Zufriedenheit erreicht. So ist beim Punkt 
Datenschutz / Datensicherheit nicht einmal die Hälf‑
te der Deutschen zufrieden. Bei der Auffindbarkeit 

der benötigen Informationen sind es nur 54 Pro‑
zent. Damit liegt Deutschland hinter den Werten 
von Österreich mit 68 Prozent und der Schweiz mit 
76 Prozent.

Die Angebotsbreite bei E‑Government ist im kom‑
munalen Bereich aber wesentlich größer als allge‑
mein bekannt. Bei Information und Kommunikation 
gibt es daher noch einiges zu tun, um die Zufrieden‑
heit der Anwender zu steigern.

Maria Bieber 
Geschäftsbereichsleiterin Unternehmenskommunikation 

der Kommunalen Datenverarbeitung Region Stuttgart 
und des Rechenzentrums Region Stuttgart (KDRS / RZRS)

Luft nach oben beim  
thema Datenschutz 

Zufriedenheit mit dem aktuell  
verfügbaren E-Government-Angebot

› Die Bewertung verschiedener Aspekte des aktuell 
verfügbaren Online‑Angebots zur Abwicklung von 
Behördengängen im Internet zeigt auf, dass österrei‑
chische und Schweizer Bürger ähnlich urteilen und in 
diesen beiden Ländern insgesamt eine relativ hohe 
Zufriedenheit vorherrscht. Vor allem die zeitliche Un‑
abhängigkeit von Öffnungszeiten, Bequemlichkeit, 
Schnelligkeit, Zuverlässigkeit und einfache Bedien‑
barkeit des Angebots tragen zur Zufriedenheit bei. 

Deutsche und Schweden urteilen in allen abgefragten 
Aspekten deutlich kritischer. So werden die Aspekte 
Datenschutz und Datensicherheit, Vielfalt der Diens‑
te und die Möglichkeit einer vollständigen Online‑ 

Abwicklung der Dienste in Schweden nur von jedem 
Zweiten positiv bewertet, in Deutschland noch sel‑
tener.

Handlungsbedarf besteht in allen Ländern hinsicht‑
lich des Aspekts „Datenschutz“. Der eGovernment 
MONITOR 2014 hat gezeigt, dass Datenschutz /  
Datensicherheit für 58 Prozent der Deutschen, 54 Pro‑
zent der Österreicher, 39 Prozent der Schweizer und 
35 Prozent der Schweden der wichtigste Punkt beim 
E‑Government ist. Es muss Anspruch der Behörden 
sein, diesem Bedürfnis gerecht zu werden und die 
Zufriedenheit mit diesem wichtigen Aspekt deutlich 
zu steigern. •

Basis: Alle Befragten, die schon einmal Bürgerdienste online genutzt haben und die das Online‑Angebot ihrer  
Stadt / Kommune zur Abwicklung von Behördengängen im Internet kennen – DE (n = 765); AT (n = 902); CH (n = 878);  
SE (n = 770); Top3-Boxes: sehr zufrieden, zufrieden, eher zufrieden; Angaben in Prozent

  Wenn Sie an das aktuell verfügbare online-Angebot ihrer Stadt /  
Kommune zur Abwicklung von Behördengängen im internet  
denken: Wie zufrieden sind Sie mit folgenden Aspekten?*

nutzung von und Zufriedenheit mit E-Government-Angeboten

?
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67 83 84 67

58 70 76 55

53 74 79 60

58 77 79 68

55 71

40 53 55 44

78 57

53 69 76 55

54 68 75 56

52 67 76

6964

42 62 70 51

44 51

53

47 65 71 49

* Neue Fragestellung 2015; Fragestellung 2014: Welche der folgenden Punkte sind Ihnen persönlich am wichtigsten bei der „elektronischen“ 
Abwicklung von Behördengängen im Internet?

Zeitliche Unabhängigkeit  
von Öffnungszeiten

Bequemlichkeit, d. h. ich kann 
Sachen erledigen, ohne dafür 
auf das Amt zu müssen

Schnelligkeit im Sinne von persönlicher 
Zeitersparnis bzw. beschleunigter Be‑
arbeitungszeit seitens der Behörden

Zuverlässigkeit der Systeme

Einfache Bedienbarkeit (Navigation)

Aktualität der Inhalte und Angebote

Auffindbarkeit der benötigten  
Informationen

Vollständige Informationen

Vielfalt der Dienste

Datenschutz / Datensicherheit

Durchgängige / vollständige 
Abwicklung der Dienste online 
wo immer möglich

Statusinformationen über  
Bearbeitungsstand

 DE AT CH SE

nutzung von und Zufriedenheit mit E-Government-Angeboten
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DE AT CH SE

DE AT CH SE

71  78  62  43 56  53  43  30 56  56  42  30 

51  46  35  25 50  43  33  25 45  41  31  24 

nutzungsbarrieren und Datenschutzbedenken

Barrieren, die einer (intensiveren) nutzung  
von online-Behördendiensten im Weg stehen

› Die nach Einschätzung der Befragten mit Abstand 
größte Barriere für die E‑Government‑Nutzung ist in 
allen Ländern die fehlende Bekanntheit vieler Online‑
Angebote. In Deutschland werden mangelnde Durch‑
gängigkeit, d. h. die Möglichkeit Behördendienste 
vollständig online abwickeln zu können sowie eine 
unzureichende Hilfestellung durch die Behörden, als 
große Hindernisse angesehen (jeweils 56 Prozent). In 
Österreich scheuen sich die Bürger eher vor der An‑
schaffung zusätzlicher notwendiger Hardware, wie 
z. B. einem Kartenlesegerät (57 Prozent).

Die Barriere „mangelnde Datensicherheit / Daten‑
schutz“ hat im Vergleich zu den Vorjahreswerten 
deutlich an Gewicht verloren. Während 2014 die 
Werte in Deutschland bei 66 Prozent, in Österreich 
bei 61 Prozent, in der Schweiz bei 45 Prozent und in 
Schweden bei 32 Prozent lagen, sind sie im aktuellen 

Befragungsjahr um durchschnittlich zwölf Prozent‑
punkte zurückgegangen.

Konkrete Bedenken der deutschen Onliner beim The‑
ma Datenschutz und Datensicherheit sind vor allem 
die mangelnde Information darüber, was mit den 
eigenen Daten passiert (58 Prozent), die Angst vor 
Datendiebstahl (55 Prozent) sowie die mangelnde Si‑
cherheit bei der Datenübertragung (55 Prozent). Fast 
alle Werte liegen deutlich unter Vorjahresniveau, was 
darauf schließen lässt, dass die Sorge der deutschen 
Bevölkerung hinsichtlich Datenmissbrauch aktuell 
rückläufig ist. •

Viele Online‑Angebote  
sind nicht bekannt

Mangelnde Durchgängigkeit, d. h. 
keine vollständige Abwicklung der 

Angebote im Internet möglich

Einfache Handhabung oft 
nicht gegeben (Usability)

Mangelnde Datensicherheit /  
Datenschutz

Mangelndes Vertrauen in 
Behörde allgemein

Verfahren sind (sprachlich) 
schwer zu verstehen

DE AT CH SE DE AT CH SE

DE AT CH SE DE AT CH SE
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53

55 49

55 6

58 60

65 54

59 5

58

56  52  40  32 54  53  45  30 53  57  31  26 

42  32  31  24 34  34  40  27 

Mangelnde Informationen darüber,  
was mit meinen Daten passiert

Befürchtungen im Hinblick auf �gläserner Bürger“  
(Zusammenführen von Daten in einer zentralen Datenbank)

Angst vor Datendiebstahl Sorgfalt im Umgang mit den Daten seitens der Behörden

Mangelnde Sicherheit bei der Datenübertragung Keine der genannten

nutzungsbarrieren und Datenschutzbedenken

  Welche der im Folgenden aufgeführten Aspekte sind aus ihrer Sicht zentrale  
Barrieren, die Personen davon abhalten, online-Behördendienste zu nutzen?

Basis: Alle Befragten – DE und SE (n = 1.000); AT und CH (n = 1.001); Top3-Boxes: trifft voll und ganz zu, trifft zu, trifft eher zu; Angaben in Prozent

  Welche Bedenken haben Sie im Bereich Datenschutz / Datensicherheit, die Sie 
von einer (intensiveren) nutzung von online-Behördendiensten abhalten?

Basis: Befragte mit Bedenken bei Datensicherheit / Datenschutz – DE (n = 507); Mehrfachantworten möglich; Angaben in Prozent

  2015        2014

Unzureichende Hilfestel‑
lung durch die Behörden

Undurchschaubare Struktur der 
Online-Angebote – man findet 

nicht, was man sucht

Anschaffung zusätzlicher  
notwendiger Hardware,  

z. B. Kartenlesegerät

Keine schnellere Bearbeitung 
der Vorgänge im Vergleich 
zum analogen Vorgehen

Online‑Abwicklung  
ist zu unpersönlich

DE AT CH SE DE AT CH SE DE AT CH SE

DE AT CH SE DE AT CH SE

nutzungsbarrieren und Datenschutzbedenken
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i Stellen Sie sich bitte vor, ihnen würde ein „Digitales Bürgerkonto” ange-

boten. Dieses „Digitale Bürgerkonto” ist ein nutzeraccount als Zugangs-

berechtigung und identifizierung für die inanspruchnahme von Verwal-

tungsdienstleistungen.	 Es	 bietet	 Zugriff	 auf	 alle	 Online-Angebote	 der	

Behörde. Dabei können häufig genutzte Daten wie name, Adresse etc. 

hinterlegt und automatisch in Formulare eingefüllt werden. Für Verwal-

tungsangebote, die häufiger genutzt werden, 

können (teil-)ausgefüllte Formulare als Vor-

lagen hinterlegt werden. Das „Digitale Bür-

gerkonto” enthält auch einen Archiv bereich, 

in dem Sie offizielle digitale Dokumente, wie 

Zeugnisse, Bescheide der Verwaltung etc. 

hinterlegen oder solche Dokumente oder Be-

scheinigungen von anderen erhalten können.

Zukunftsbild Digitales Bürgerkonto

› Während im Befragungsjahr 2014 verschiedene 
funktionale Aspekte des „Zukunftsbild Digitales Bür‑
gerkonto“ positiv oder negativ bewertet wurden, wur‑
den die Befragten in diesem Jahr gebeten, zwischen 
alternativen Umsetzungsvarianten bezogen auf das 
Digitale Bürgerkonto* zu wählen.

Hinsichtlich des Aspekts „Dateneingabe“ ergibt sich 
dabei kein eindeutiges Bild. 40 Prozent der Befragten 
bevorzugen die automatisierte Abfrage und Zusam‑
menstellung von Daten und möchten in Formulare 
nur die notwendigen, nicht bekannten Informationen 
selbst eintragen, 44 Prozent sind skeptischer einge‑
stellt und möchten alle Daten selbst eintragen.

47 Prozent der deutschen Onliner wünschen sich eine 
möglichst einfache und verständliche Anwendung zur 
Datenübermittlung, ähnlich dem Online‑Banking. Ein 

etwas kleinerer Teil der Befragten, nämlich 37 Pro‑
zent, nähmen einen höheren Aufwand, wie z. B.  
Verschlüsselung der Daten, in Kauf, um ihre Daten  
sicher zu übermitteln.

Ein deutlicheres Ergebnis zeigt sich beim Thema 
Transparenz und Aufwand. Fast zwei Drittel aller Be‑
fragten möchten Bürgerdienste gebündelt erhalten 
und so wenig Aufwand wie möglich für das Ausfüllen 
von Formularen verwenden. 26 Prozent ist die Trans‑
parenz über die beteiligten Behörden so wichtig, dass 
sie es vorziehen, Behörden gegebenenfalls einzeln 
zu kontaktieren. •

*Neue einheitliche Bezeichnung des IT-Planungsrats 
seit Ende Juni 2015: Servicekonto für Bürger und Un-
ternehmen

Zukunftsbild Digitales Bürgerkonto
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37

26

58

47

40

44

  Welcher der nachfolgenden Aussagen zum Digitalen Bürgerkonto stimmen Sie zu?

Basis: Alle Befragten – DE (n = 1.000); Angaben in Prozent

Dateneingabe

Die Angaben für die online-Bürgerdienste sollten anhand bereits vor-

liegender informationen von der Verwaltung selbst ermittelt werden. 

ich möchte nur noch die notwendigen, nicht bekannten, informatio-

nen eintragen.    

 

ich möchte selbst alle persönlichen Angaben in die erforderlichen 

Formulare eintragen, da ich der automatisierten Abfrage und Zusam-

menstellung von Verwaltungsdaten skeptisch gegenüberstehe.  

16 % Stimme keiner der beiden Aussagen zu.

Datenübermittlung

Eine sichere online-Übermittlung meiner Daten (z. B. durch zusätzli-

che Verschlüsselung) ist mir wichtig. Dafür nehme ich einen erhöhten 

Aufwand bei der nutzung des digitalen Bürgerkontos und für die An-

schaffung von entsprechenden Geräten in Kauf.  

 

Die online-Übermittlung meiner Daten sollte möglichst einfach und 

verständlich in der Anwendung sein. ich halte die risiken bei online-

Bürgerdiensten für vergleichbar mit denen beim online-Banking. Da-

her sollte die Benutzung auch genauso einfach sein.  

 

16 % Stimme keiner der beiden Aussagen zu. 

transparenz und Aufwand

ich möchte detailliert dargestellt bekommen, welche Stationen und 

Behörden an der Bearbeitung meiner Bürgerdienste beteiligt sind. Da-

für nehme ich in Kauf, dass ich unterschiedliche Behörden einzeln kon-

taktieren oder mehrere unterschiedliche Formulare ausfüllen muss.  

 

ich möchte meine Bürgerdienste gebündelt (aus einer Hand) erhal-

ten und so wenig Aufwand wie möglich für das Ausfüllen von Formu-

laren verwenden. Dafür nehme ich in Kauf, dass meine Angaben an 

einer Stelle im Bürgerkonto erfasst und anschließend an die jeweils 

zuständigen Behörden verteilt werden.  

 

17 % Stimme keiner der beiden Aussagen zu.

Zukunftsbild Digitales Bürgerkonto

?
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71
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70
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72

Hindernisse für den Online‑Zugang zur Verwaltung 
müssen konsequent abgebaut werden. Die gegen‑
wärtigen Möglichkeiten für den Schriftformersatz sind 
technische Hürden. Dabei sind Formvorschriften oft 
nicht mehr zeitgemäß. Moderne Verwaltung muss aus 
Kundensicht entwickelt werden. Warum sollen sich 
Nutzerinnen und Nutzer für jedes Verfahren gesondert 
anmelden? Kommerzielle Angebote zeigen, wie man 
Kundschaft bindet: Einfache Bedienung, Orientierung 
an den Bedürfnissen und personalisierte Unterstützung. 
Für mich ist es daher wichtig, dass wir einen einheitli‑

chen personalisierten Zugang zu allen E‑Government‑ 
Anwendungen schaffen – für Privatpersonen und für 
Unternehmen. Mit standardisierten Anbindungsopti‑
onen für Fachverfahren und deren Bündelung an ei‑
ner Stelle sind proaktive Unterstützungsangebote zu 
schaffen. Um Medienbrüche zu reduzieren oder zu 
vermeiden, kann sich die Verwaltung bereits vorliegen‑
de Daten selbst beschaffen. Die Ergebnisse stimmen 
mich optimistisch, zeigen aber auch, dass ein s.g. digi‑
tales Bürgerkonto transparent und nachvollziehbar sein 
muss.

Andreas Statzkowski
Staatssekretär in der Senatsverwaltung 

für Inneres und Sport Berlin,
Vorsitzender des IT-Planungsrates im Jahr 2015

Einfach | Personalisiert |  
nur einmal!

Vorteile der elektronischen Steuererklärung
  Bitte geben Sie an, inwiefern die folgenden Aspekte  

der	elektronischen	Steuererklärung	auf	Sie	zutreffen.

Basis: Nutzer der elektronischen Steuererklärung – DE (n = 311); AT (n = 680), Top3-Boxes: trifft voll und ganz zu, trifft zu, trifft eher zu; Angaben in Prozent

Digitale Verwaltung:  
Status quo und Entwicklungen

Die elektronische Steuererklärung lässt mich die  
Einkommensteuererklärung schneller ausfüllen.

Die elektronische Steuererklärung hilft mir, Fehlerquellen  
bei der Steuererklärung zu reduzieren.

Die elektronische Steuererklärung ermöglicht es mir,  
die Steuererklärung zu geringeren Kosten anzufertigen.

Die elektronische Steuererklärung erhöht meine Effektivität 
beim Ausfüllen der Einkommensteuererklärung.

  DEUTSCHLAND        ÖSTERREICH

› Auch im Befragungsjahr 2015 sind sich die Be‑
fragten einig: Die Zeitersparnis, die die elektronische 
Steuererklärung mit sich bringt, ist ihr größter Vorteil. 
Die Österreicher (86 Prozent) betonen diesen Vorteil 
dabei noch stärker als die Deutschen (73 Prozent). 
In Deutschland soll laut einem Beschluss von Bund 
und Ländern die elektronische Steuererklärung bis 

2017 noch weiter vereinfacht werden: Insbesondere 
soll die vom Amt vorausgefüllte Steuererklärung wei‑
ter ausgebaut werden, was den Vorteil der Zeiterspar‑
nis noch verstärken würde. Insgesamt unterscheiden 
sich die Ergebnisse im Vorjahresvergleich kaum und 
haben sich für alle Aussagen und Länder um jeweils 
maximal zwei Prozentpunkte geändert. •

Zukunftsbild Digitales Bürgerkonto 
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Deutschland – Digitale Ausweisdokumente 

Eine der wichtigsten neuerungen des Personalausweises ist die online-

Ausweisfunktion	für	die	Kommunikation	mit	Behörden	und	Unternehmen	

im internet. Bürger können sich online gegenüber den beteiligten 

institutionen ausweisen, indem sie die auf dem Chip digital gespeicherten 

Daten	über	das	Internet	an	Behörden	und	Unternehmen	übermitteln.	Diese	

Funktion	wird	als	Ausweisfunktion,	„Elektronischer	Identitätsnachweis“	

(abgekürzt eiD-Funktion) oder Authentisierungsfunktion bezeichnet 

und bildet das Kernstück des neuen Personalausweises. 

De-Mail

Die De-Mail ermöglicht eine sichere, vertrauliche und nachweisbare 

Kommunikation im internet, d. h. sie verbindet die Vorteile der her-

kömmlichen E-Mail mit der Verlässlichkeit und Vertraulichkeit eines 

Briefes. Mittels Signatur- und Verschlüsselungstechniken erhöht sie 

die Sicherheit der elektronischen Kommunikation im Vergleich zur her-

kömmlichen E-Mail und hilft, Spam und Phishing zu vermeiden.

(Quelle: BSi 2015)

neuer Personalausweis (nPA)

  Besitzen Sie bereits den neuen  
Personalausweis (nPA)?

Basis: Alle Befragten – DE (n = 1.000); Angaben in Prozent

  Haben Sie in diesem Zusammenhang 
auch die online-Ausweisfunktion  
(eiD-Funktion) freischalten lassen?

Basis: Alle Befragten, die bereits den nPA besitzen – DE (n = 408); 
Angaben in Prozent

  JA       NEIN       WEISS NICHT / KEINE ANGABE  2015       2014

Ja, besitze ich Nein, besitze  
ich nicht

Weiß nicht /  
keine Angabe

Digitale Verwaltung: Status quo und Entwicklungen
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38

61

1

12

21

18

14

21

16

8

8

41
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  Für welche Zwecke haben Sie die online-Ausweisfunktion des nPA bereits eingesetzt?

Basis: Alle Befragten, die bereits den nPA mit freigeschalteter Online-Ausweisfunktion (eID) besitzen – DE (n = 131); Angaben in Prozent

Für Angebote der Privatwirtschaft (v.a. Finanz- / Versicherungsdienstleister)

Für die Registrierung / Login für ELSTER

Für die Identifikation in diversen anderen elektronischen Anwendungen 
(Bürgerdienste und Anwendungen von Behörden etc.)

Für die sichere Identifizierung in PDF-Dokumenten

Für die sichere Identifizierung in Online-Formularen

Für die Nutzung eines elektronischen Zustelldienstes (z. B. De-Mail)

Für Auszüge aus der Sozialversicherung (Versicherungsdaten etc.)

Für Online-Petitionen

Andere als die genannten Anwendungen

Weiß nicht / Keine Angabe

  Besitzen Sie auch ein spezielles  
Lesegerät für diese eiD-Funktion?

Basis: Alle Befragten, die bereits den nPA mit freigeschalteter Online-
Ausweisfunktion (eID) besitzen – DE (n = 131); Angaben in Prozent

  JA, BESITZE ICH      NEIN, BESITZE ICH NICHT       WEISS NICHT / KEINE ANGABE

› Das Thema De‑Mail scheint in der deutschen Be‑
völkerung weiterhin wenig präsent zu sein. Bereits im 
Jahresvergleich 2013‑2014 zeigten sich kaum Verän‑
derungen, selbiges gilt auch für den Jahresvergleich 

2014-2015: Werte von De-Mail-Nutzung (13 Prozent), 
geplanter Nutzung (zehn Prozent) sowie Ablehnung 
(47 Prozent) liegen fast exakt auf Vorjahresniveau. •

De-Mail

› Die Zahl der nPA-Besitzer ist von 2014 auf 2015 um 
drei Prozentpunkte gestiegen. Von denjenigen Perso‑
nen, die einen nPA besitzen, haben 32 Prozent auch 
die Online‑Ausweisfunktion freischalten lassen, 2014 
waren es 28 Prozent. Ein spezielles Lesegerät für  
diese eID-Funktion besitzen wiederum nur 38 Prozent 
(2014: 35 Prozent).

Eine der am häufigsten genutzten Anwendungen der 
Online‑Ausweisfunktion ist 2015 die Registrierung für 
ELSTER (21 Prozent). Der Vorjahreswert lag noch bei 
14 Prozent. Ebenso häufig eingesetzt wird die Online-
Ausweisfunktion für die sichere Identifizierung in Online- 
Formularen (21 Prozent). •

Digitale Verwaltung: Status quo und Entwicklungen
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18

78

4

13 47

10 28

12 45

12 27

  Haben Sie ein De-Mail-Konto bzw. planen Sie die Einrichtung eines De-Mail-Kontos?

Basis: Alle Befragten – DE (n = 1.000); Angaben in Prozent

?

  2015        2014

Ja, ich habe ein De‑Mail‑Konto Nein, weder noch

Ja, ich plane die Einrichtung eines De‑Mail‑Kontos Ich kenne De‑Mail nicht

Das digitale Ausweisdokument der Österreicher, die Bürgerkarte, ist in 

zwei Formen verfügbar. Zum einen als eine Karte mit aktivierter Bürger-

kartenfunktion (z. B. Bankkarte) plus Kartenlesegerät, zum anderen als 

Handysignatur mittels Mobiltelefon. Anders als in Deutschland, wo man 

den ersten Personalausweis mit 16 Jahren erhält, bekommt man die 

Bürgerkarte in beiden Formen in Österreich bereits ab einem Alter von 

14 Jahren.

   Besitzen Sie bereits eine Karte mit aktivierter Bürgerkartenfunktion?

Basis: Alle Befragten – AT (n = 1.001); Angaben in Prozent

Österreich – Bürgerkarte

› Im Jahresvergleich 2014‑2015 zeigen sich keinerlei 
Veränderungen hinsichtlich des Besitzes einer Karte 
mit aktivierter Bürgerkartenfunktion.

Wie auch im Vorjahr besitzen aktuell 18 Prozent der 
österreichischen Onliner eine solche und 78 vernei‑
nen dies. •

  JA, BESITZE ICH       NEIN, BESITZE ICH NICHT       WEISS NICHT 

Digitale Verwaltung: Status quo und Entwicklungen
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22

62

43

26

35

18

41

7

9

9

19

46

35

  Für welche Zwecke haben Sie die Karte mit aktivierter Bürgerkartenfunktion  
bereits eingesetzt?

Basis: Alle Befragten, die bereits die Karte mit aktivierter Bürgerkartenfunktion besitzen – AT (n = 181); Angaben in Prozent

Für Angebote der Privatwirtschaft (v. a. Finanz- / Versicherungsdienstleister)

Für die Registrierung / Login für FinanzOnline

Für die Identifikation in diversen anderen elektronischen Anwendungen 
(Bürgerdienste und Anwendungen von Behörden etc.)

Für die sichere Identifizierung in PDF-Dokumenten

Für die sichere Identifizierung in Online-Formularen

Für die Nutzung eines elektronischen Zustelldienstes

Für Auszüge aus der Sozialversicherung (Versicherungsdaten etc.)

Für Online-Petitionen

Andere als die genannten Anwendungen

Weiß nicht / Keine Angabe

 	Planen	Sie	die	Anschaffung	einer	Karte	
mit aktivierter Bürgerkartenfunktion?

Basis: Alle Befragten, die noch keine Karte mit aktivierter 
Bürgerkarten funktion besitzen – AT (n = 782); Angaben in Prozent

› 46 Prozent aller Befragten, die noch keine Karte mit 
aktivierter Bürgerkartenfunktion besitzen, geben an, 
sich auch keine solche anschaffen zu wollen. Dies 
entspricht einem Zuwachs von zehn Prozentpunkten 
im Vorjahresvergleich. Damit scheint das Interesse 
an diesem digitalen Ausweisdokument gegenwärtig 
rückläufig zu sein.

Die am häufigsten genutzte Anwendung der Karte mit 
aktivierter Bürgerkartenfunktion ist die Registrierung 
bzw. der Login für FinanzOnline (E-Government-Por‑
tal der österreichischen Finanzverwaltung) mit 62 Pro‑
zent, gefolgt von der Identifikation in diversen anderen 
elek tronischen Anwendungen, wie z. B. Bürgerdienste 
und Anwendungen von Behörden (43 Prozent). •

  JA    
  NEIN    

  WEISS NICHT / KEINE ANGABE

Digitale Verwaltung: Status quo und Entwicklungen



23eGovernment Monitor 2015

?

27 42

13 16

21 42

16 22

› Die Zahl derjenigen, die ihre Handy‑Signatur 
aktiviert haben, liegt bei 27 Prozent. Dies entspricht 
einem Wachstum von sechs Prozentpunkten im 
Vergleich zum Vorjahr. Die Zahl der Nutzungsplaner 
ist jedoch rückläufig und liegt aktuell bei 13 Prozent.

Obwohl die Bekanntheit der Handysignatur von 2014 
auf 2015 leicht gestiegen ist, hat sie sich mit 42 Pro‑
zent Ablehnern noch nicht in der österreichischen Be‑
völkerung durchgesetzt. •

  2015        2014

Ja, ich habe meine Handy‑Signatur aktiviert Nein, weder noch

Ja, ich plane die Nutzung der Handy‑Signatur Ich kenne die Handy‑Signatur nicht

Wenngleich leicht gestiegen, sind die Nutzerzahlen 
des neuen Personalausweises (nPA) nach wie vor ent‑
täuschend. Woran liegt das? Wird das bei weiteren 
E‑Government‑Angeboten auch so sein, dass die Er‑
wartungshaltung hoch ist, die faktische Nutzung aber 
gering? Fragen, die sich jede öffentliche Institution vor 
einer Investitionsentscheidung stellen muss.

Wie kann ich das Nutzerverhalten bei E‑Government 
Angeboten beeinflussen? Es gibt durchaus Möglich‑

keiten: zum Beispiel über Zielvereinbarungen zu Nut‑
zungsquoten mit zuständigen Organisationseinheiten, 
Schulung des Personals mit direktem Kundenkontakt, 
Vereinbarungen zur Nutzung bei Finanzinstituten oder 
zu Schnittstellenbereitstellung mit Softwareanbietern.

Letztlich entscheidet die Attraktivität des Angebots, ob 
es genutzt wird oder nicht. Und damit führt auch kein 
Weg vorbei an einer möglichst vollständigen Online‑
Abbildung von behördlichen Angeboten.

Cornelia Gottbehüt 
Partnerin bei EY,
Leiterin Government & Public Sector Advisory
Services für Deutschland, Schweiz, Österreich

Auf der Suche nach 
dem nutzer!

  Haben Sie bereits ihre Handy-Signatur aktiviert oder planen Sie deren Aktivierung?

Basis: Alle Befragten – AT (n = 1.001); Angaben in Prozent

Digitale Verwaltung: Status quo und Entwicklungen
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61  65  52 53

50  75  31 68

42  44  31 33

Kenntnis und nutzung  
von Bürgerinformationsdiensten

KENNER NuTzER

Informationen zu Öffnungs‑
zeiten / Kontaktdaten auf 
der Internetseite meiner 
Stadt / Kommune

Abwicklung der elektroni‑
schen Steuererklärung über 
das Internet

Informationen zu Zuständig‑
keiten auf der Internetseite 
meiner Stadt / Kommune

Verwaltung

 37 32 24 21  Online einen Termin vereinbaren 

 29 45 19 34  Informationen oder Formulare zur 
Vorbereitung und Abwicklung von 
Behördengängen (z. B. Checklisten)

 19 n.a. 10 n.a.  Status der Ausweisbeantragung 
(Personalausweis, Reisepass) im 
Internet abfragen

 12 12 5 5  Ausbildungsförderung online 
beantragen 

 7 13 1  5  Antrag auf einen Familienpass on‑
line bei meiner Gemeinde stellen

 82 93 71 87     Mindestens ein Angebot  
bekannt / genutzt

› Im Bereich Kenntnis und Nutzung von Bürgerinfor‑
mationsdiensten gibt es 2015 kaum Veränderungen 
im Vergleich zum Vorjahr. Dies gilt für Deutschland 
und Österreich gleichermaßen. Das bekannteste und 
meistgenutzte Angebot stammt erneut aus dem Be‑
reich Verkehr, nämlich eine Fahrplanauskunft für den 
öffentlichen Nahverkehr online einholen. 65 Prozent 
der Deutschen und 70 Prozent der Österreicher ken‑
nen, 55 Prozent (DE) bzw. 63 Prozent (AT) nutzen die‑
ses Angebot. Im Bereich Verwaltung führt das Ange‑
bot „Informationen zu Öffnungszeiten / Kontaktdaten 
auf der Internetseite meiner Stadt / Kommune“ die Liste  
an. Im Bereich Freizeit werden überwiegend Informati‑
onen zu kommunalen Freizeitangeboten eingeholt.

Ein erfreuliches Ergebnis ist, dass immerhin 71 Pro‑
zent aller deutschen Onliner mindestens ein Angebot 
aus dem Bereich Verwaltung schon einmal genutzt 
haben.

In der Schweiz wurden Kenntnis und Nutzung von 
Bürgerinformationsdiensten lediglich aus dem Bereich 
Verwaltung abgefragt (nicht abgebildet). Am bekann‑
testen ist auch hier das Einholen von Informationen 
zu Öffnungszeiten (77 Prozent; Nutzung: 71 Prozent), 
gefolgt von der Abwicklung der elektronischen Steu‑
ererklärung (70 Prozent; Nutzung: 59 Prozent), dem 
Informieren zu Zuständigkeiten (64 Prozent; Nutzung: 
53 Prozent) sowie dem Informieren zur Abwicklung von 
Behördengängen (54 Prozent; Nutzung: 44 Prozent).

Auf die Frage, welche Bürgerdienste sie zukünftig 
gerne vollständig online nutzen würden (nicht gra‑
phisch dargestellt), antwortete ein Drittel der Be‑
fragten in Deutschland und Österreich, dass sie ihr 
Bußgeld gerne online bezahlen möchte. Eine Mehr‑
heit der Österreicher (62 Prozent) würde gerne den 
Rentenantrag komplett online abwickeln. Andere ab‑
gefragte Aspekte, wie z. B. Meldung von Ruhestörung, 
Beantragung von Kindergeld, Anmeldung von Tieren 
etc. liegen insgesamt auf ähnlichem Niveau (Werte 
zwischen 21 und 28 Prozent). •
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Kenntnis und nutzung von Bürgerinformationsdiensten

65  70  55 63 46  48  31 36

35  n.a.         18 n.a. 26    17          11     9

31  40  15 24  22     19          13     12

  Welche der im Folgenden aufgeführten Bürgerinformationen bzw. -dienste kennen 
Sie? Welche der im Folgenden aufgeführten Bürgerinformationen bzw. -dienste  
haben Sie schon einmal genutzt?

Basis: Alle Befragten – DE (n = 1.000); AT (n = 1.001); Mehrfachantworten möglich; Angaben in Prozent

KENNER KENNERNuTzER NuTzER

Fahrplanauskunft für den  
öffentlichen Nahverkehr 
online einholen

Informationen zu kommuna‑
len Freizeitangeboten (z. B. 
Städtisches Schwimmbad, 
Theater, Zoo etc.) online 
nachsehen

Wunschkennzeichen  
online reservieren

Anmeldung an der Volks‑
hochschule (VHS) über  
das Internet

Ein Ticket für den öffentlichen 
Nahverkehr online kaufen

Bücher- / Medienverleih meiner 
Stadt / Gemeinde nutzen

Verkehr

 25 n.a. 8 n.a.  Kraftfahrzeug online anmel‑
den / ummelden / abmelden

 13 16  7 10  Online Informationen zum 
Parkplatzangebot einer 
Stadt / Gemeinde suchen

 5 32 2 17  Online einen Parkschein bei 
meiner Gemeinde lösen

 78  82 67 72     Mindestens ein Angebot 
bekannt / genutzt

 16 15 6 7  Information zur Wasserqualität 
der Badeseen online abrufen

 16 12 6 6  Kinderferienprogramm meiner 
Stadt / Gemeinde online an‑
schauen

 8 7 3 3  Standplatz für Flohmarkt online 
bei meiner Gemeinde anmelden

 5 8 2 4  Informationen zu freigegebenen 
Eislaufflächen online nachsehen

 64 62 44 49   Mindestens ein Angebot 
bekannt / genutzt

Freizeit

 DEUTSCHLAND        ÖSTERREICH
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56 6

19

13

5

3

49 5

17

10

4

3

57 8

29

14

4

3

44 7

19

13

4

n.a.

53 4

17

12

5

2

66 4

22

8

2

n.a.

  Wie sind Sie auf diese Bürgerinformationen bzw. -dienste aufmerksam geworden?

Basis: Alle Befragten mit Kenntnis von Bürgerinformationen bzw. –diensten – DE (n = 902); AT (n = 964); CH (n = 925); Angaben in Prozent

› Mittels gezielter Suche im Internet, z. B. über Suchma‑
schinen, wird jeder zweite deutsche, österreichische  
und Schweizer Befragte auf Bürgerinformations‑
dienste aufmerksam. In Deutschland und Österreich 
folgen die Internetseiten der Verwaltung erst an zwei‑
ter Stelle, in der Schweiz stehen sie hingegen auf 

Platz eins. Als eine ebenfalls wichtige Informations‑
quelle erweisen sich in allen drei Ländern Gespräche 
mit der Familie oder Bekannten sowie der Besuch der 
Behörde vor Ort. Als kaum relevant dagegen zeigen 
sich mediale Kanäle wie Zeitung, Screens, Fernsehen 
oder Radio. •

Gezieltes Suchen im Internet (z. B. über Suchmaschine) Werbung in öffentlichen Verkehrsmitteln (Bildschirme / Screens)

Bekanntenkreis / Familienangehörige

Broschüren

Informationsveranstaltungen (z. B. Bürgerversammlung, Rathaus)

Plakate (z. B. an Straßen oder Litfaßsäule)

Internetseiten der Verwaltung Fernsehen

Behörde vor Ort (z. B. Aushang, Flyer)

Zeitung / Magazine

Radio

Behördennummer 115

  DEUTSCHLAND        ÖSTERREICH        SCHWEIZ

Kenntnis und nutzung von Bürgerinformationsdiensten
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57  74  53  37  16  39   2   8   6   4   2  2  

Der Ausbau von Online‑Diensten für unsere Bürger 
ist von großer Bedeutung. Deshalb ist es Ziel der 
Staatsregierung, dass alle Bürger und Unternehmen 
in Bayern unabhängig von ihrem Wohnort das digita‑
le Serviceangebot der Verwaltungen nutzen können. 
Daher wurde die Digitalisierungsstrategie Montgelas 
3.0 „Vom Blatt zum Byte“ entwickelt. Der digitale Ver‑
waltungskreislauf soll geschlossen werden – von der 
Kontaktaufnahme des Bürgers mit der Verwaltung bis 
zu deren Antwort. Wir schaffen so den Sprung zur digi‑
talen Verwaltung. Die Digitalisierungsstrategie „Mont‑
gelas 3.0“ basiert auf drei Säulen: Dem BayernPortal, 
dem bayerischen Digitalisierungsgesetz und dem  
E-Government-Pakt mit den Kommunen.

Zentrales Element dieser Strategie ist das BayernPor‑
tal, das E-Government-Portal der Bayerischen Staats‑
regierung. Mit dem BayernPortal können Bürger und 
Wirtschaft einfach, schnell, sicher und rund um die Uhr 
ihre Behördengänge online erledigen. Das Portal ist 
der zentrale Zugang zu Verwaltungsleistungen – unab‑
hängig, ob es sich um eine staatliche oder kommunale 
Behörde handelt. Die Kommunikation zwischen Bürger 
und Verwaltung läuft über das sogenannte „Bürger‑
konto“. Man meldet sich einmal mit seiner BayernID an 
und kann künftig alle Dienstleistungen im BayernPortal 
nutzen. Diesen Weg werden wir konsequent weiterent‑
wickeln.

Dr. Markus Söder
Bayerischer Staatsminister der Finanzen, 
für Landesentwicklung und Heimat online-transaktionen  

gefordert!

DE AT CH DE AT CH DE AT CH DE AT CH

Suche über Such‑
maschine, z. B. Google

Internetseiten der 
Verwaltung vor Ort  
(Stadt / Kommune)

Internetseiten der 
Verwaltung allgemein 
(Bundesland, Bund)

Keine der genannten

  Wenn Sie online auf der Suche nach Bürgerinformationen bzw. -diensten 
sind, wo beginnen Sie mit ihrer Suche?

Basis: Alle Befragten – DE (n = 1.000); AT und CH (n = 1.001); Angaben in Prozent

› Interessanterweise unterscheidet sich die österrei‑
chische Online‑Bevölkerung in ihrem Informationsver‑
halten stark von der deutschen und schweizerische 
Online-Bevölkerung. 74 Prozent der Österreicher be‑
ginnen ihre Suche nach Bürgerinformationen über 

Suchmaschinen, nur 16 Prozent besuchen direkt die 
Internetseiten der Verwaltung vor Ort. Dieser Prozent‑
satz ist in Deutschland und in der Schweiz deutlich hö‑
her, er liegt bei 37 Prozent (DE) bzw. 39 Prozent (CH). •

Kenntnis und nutzung von Bürgerinformationsdiensten
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26

37

38

45

23

29

27

23

23

18

15

17

6

6

2

4

4

5

7

3

18

5

11

8

Mobile Government

Bedeutung und nutzung mobiler Endgeräte
  Welche Bedeutung werden künftig das Handy oder andere mobile Endgeräte für die 

Abwicklung ihrer Behördengänge haben?

Basis: Alle Befragten – DE und SE (n = 1.000); AT und CH (n = 1.001)  
*äußerst wichtig (äußerst, sehr wichtig); **äußerst unwichtig (äußerst, sehr unwichtig); Angaben in Prozent

› Die Online‑Bevölkerung der Befragungsländer 
Öster reich, Schweiz und Schweden spricht dem Mo‑
bile Government zukünftig eine große Bedeutung zu. 
68 Prozent (AT), 65 Prozent (CH) und 66 Prozent (SE) 
der Befragten gehen davon aus, dass mobile Endge‑
räte wie Smartphones und Tablets zukünftig wichtig 
für die Abwicklung von Behördengängen sein wer‑
den. In Deutschland ist der Prozentsatz etwas nied‑
riger (49 Prozent). Insgesamt zeigen die Ergebnisse 
kaum Veränderungen im Vergleich zum Vorjahr. •

› Im eGovernment MONITOR 2014 wurde bereits 
darauf hingewiesen, dass Handy‑Tarife in Österreich 
im Schnitt deutlich günstiger sind als in Deutschland. 
Es ist anzunehmen, dass diese Tatsache Einfluss auf 
die Einschätzung der zukünftigen Bedeutung mobi‑
ler Endgeräte hat und sich dadurch auch die Unter‑
schiede in der Nutzung mobiler Angebote zwischen 
Deutschland und Österreich relativieren.

Die Nutzung verschiedener Angebote liegt in Öster‑
reich deutlich höher als bei den deutschen Onlinern.  

  ÄUSSERST WICHTIG*        WICHTIG        NEUTRAL      WEISS NICHT     

  UNWICHTIG        ÄUSSERST UNWICHTIG** 

DE

AT

CH

SE
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75

56

88

71

54
70

53

50

50

44

62

68

56

52

43

40

62

56

22
29

21

17

15

35

28

31

Am häufigsten werden in beiden Ländern mobil  
E-Mails gelesen und gesendet (DE: 75 Prozent,  
AT: 88 Prozent), gefolgt von Kommunikationsdiensten 
wie z. B. WhatsApp (DE: 56 Prozent, AT: 71 Prozent). 
Ebenfalls beliebt sind die Suche nach Themen und 
Inhalten sowie die Nutzung sozialer Netzwerke.

Das mobile Endgerät als Ersatz für das klassische  
Ticket in öffentlichen Verkehrsmitteln oder im Flug‑
zeug kann sich noch nicht durchsetzen. In Deutsch‑
land nutzen 17 Prozent mobile Bahn- oder Bustickets, 
in Österreich sind es 28 Prozent. •

 
  Welche der folgenden Angebote nutzen Sie derzeit über ihr mobiles Endgerät /  

ihre mobilen Endgeräte?

Basis: Befragte mit mobilen Endgeräten – DE (n = 732); AT (n = 815); Mehrfachnennungen möglich; Angaben in Prozent

E‑Mails lesen und senden

Kommunikationsdienste (z. B. WhatsApp, Skype)

Generell nach Themen und Inhalten suchen

Soziale Netzwerke (z. B. Facebook, XING)

Informationsdienste mit Ortungsfunktionen

Online einkaufen

Nachrichten, Newsfeeds, RSS Feeds lesen (z. B. Google Alerts)

Online Banking

Filme und Videos ansehen (z. B. über YouTube)

Musikdienste (z. B. Spotify oder Webradio)

Cloud-Dienste z. B. für Fotos (z. B. Dropbox, Onedrive)

Mobiles Bahn- / Busticket

Mobiler Check-in (bei Flugreisen)

  DEUTSCHLAND        ÖSTERREICH

Mobile Government
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35  51 28  36 

10 18 22  28 

 8   n.a.  8  5

27 36 20  28

18 13 17  13

16 20 13  21

Aktuelle und geplante nutzung  
von Mobile-Government-Angeboten

  Auf welche der folgenden E-Government-Angebote greifen Sie derzeit bereits  
unterwegs zu?* Auf welche der folgenden E-Government-Angebote würden Sie 
zukünftig gerne unterwegs zugreifen?**

Basis: *Befragte mit mobilen Endgeräten – DE (n = 732); AT (n = 815); Mehrfachantworten möglich; Angaben in Prozent 
**Alle Befragten – DE (n = 1.000); AT (n = 1.001); Mehrfachantworten möglich; Angaben in Prozent

AKTuELL GEPLANT

Fahrplanauskunft für den 
öffentlichen Nahverkehr online 
einholen

Ein Ticket für den öffentlichen 
Nahverkehr online kaufen

Wunschkennzeichen online 
reservieren

Verwaltung VerkehrAKTuELL GEPLANT

Informationen zu Öffnungszeiten /  
Kontaktdaten auf der Internetseite 
meiner Stadt / Kommune

Informationen zu Öffnungszeiten 
des nächstgelegenen Bürgerbüros

Informationen zu Zuständigkeiten auf 
der Internetseite meiner Stadt /  
Kommune

 14 16 22 25  Online einen Termin vereinbaren

 9 6 12 11  Informationen zur Anschrift des 
nächstgelegenen Bürgerbüro

 8 16 11 21  Informationen oder Formulare 
zur Vorbereitung und Abwick‑
lung von Behördengängen  
(z. B. Checklisten)

 4 4 n.a. n.a.  Statusinformationen zu einem 
aktuellen Vorgang bei der Ver‑
waltung einholen

 1 3 4 7  Antrag auf einen Familienpass /
Familienkarte online bei meiner 
Gemeinde stellen

40 52    Mindestens ein Angebot  
von unterwegs genutzt

 5 10 15 21  Online Informationen zum 
Parkplatzangebot einer 
Stadt / Gemeinde suchen

 4 n.a. 11 19  Kraftfahrzeug online anmel‑
den / ummelden / abmelden

 2  16  n.a.  n.a.  Online einen Parkschein bei 
meiner Gemeinde lösen

43 60    Mindestens ein Angebot 
von unterwegs genutzt

Mobile Government
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22 33   n.a.    n.a.

18 26 16  25

 5 6 8  13

AKTuELL GEPLANT

Informationen zu Öffnungszei‑
ten nahegelegener Kultur‑ und 
Freizeitangebote

Informationen zu kommunalen 
Freizeitangeboten (z. B. Städti‑
sches Schwimmbad, Theater, 
Zoo etc.) online nachsehen

Bücher- / Medienverleih meiner 
Stadt / Gemeinde nutzen

Freizeit

 4 5  5 8  Anmeldung an der Volkshoch‑
schule (VHS) über das Internet

 3   4  14  21  Gefahrenwarnungen wie z. B. 
verseuchtes Trinkwasser etc.

 3  4  5  8  Kinderferienprogramm meiner 
Stadt / Gemeinde online an‑
schauen

 3   4  n.a.  n.a.  Information zur Wasserqualität 
der Badeseen online abrufen

 3   2   3  5  Standplatz für Flohmarkt online 
bei meiner Gemeinde anmelden

 2  0  n.a.  n.a.  Informationen zu freigegebenen 
Eislaufflächen online nachsehen

 33 45    Mindestens ein Angebot  
von unterwegs genutzt

 

› 27 Prozent der deutschen und 36 Prozent der 
österreichischen Onliner informieren sich mobil 
über Öffnungszeiten oder Kontaktdaten auf der 
Internetseite ihrer Stadt. Dies ist das am häu‑
figsten genutzte Angebot im Bereich Verwal‑
tung. Im Bereich Verkehr steht das Einholen von 
Fahrplanauskünften (DE: 35 Prozent, AT: 51 Pro‑
zent), im Bereich Freizeit das Einholen von In‑
formationen zu Öffnungszeiten (DE: 22 Prozent,  
AT: 33 Prozent) an erster Stelle.

Interessante Ergebnisse zeigen sich in der Abfra‑
ge von Mobile‑Government‑Angeboten, die zwar 
nicht flächendeckend verfügbar sind, aber deren 
Nutzung sich die Befragten perspektivisch vor‑
stellen könnten (nicht graphisch abgebildet).

So würden im Bereich Verwaltung 13 Prozent der 
Deutschen und 22 Prozent der Österreicher ger‑
ne über einen mobilen Zugriff auf den Abfallka‑
lender und Informationen zur nächstgelegenen 
Recyclingtonne verfügen.

Im Bereich Verkehr wünschen sich 19 Prozent der 
Deutschen und 31 Prozent der Österreicher, ein 
mobiles Parkticket per SMS oder App lösen zu 
können. Elf Prozent der Deutschen würden des 
Weiteren gerne ein Straßenlaterne auf dem Heim‑
weg nachts per Mobilanruf anschalten können.

Informationen über die nächstgelegene öffentli‑
che Toilette mobil abzurufen fänden 18 Prozent 
aller Deutschen und 24 Prozent aller österreichi‑
schen Onliner hilfreich.

Das mit Abstand größte Interesse besteht in bei‑
den Ländern an dem Angebot einen Notruf per 
App absetzen zu können, so dass man von der 
Polizei per Ortung gefunden und gerettet werden 
kann (DE: 25 Prozent; AT: 37 Prozent). •

  DEUTSCHLAND
  ÖSTERREICH

Mobile Government
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 40   27 56 42 77 70 56 42

 11   5 17 7 27 19 19 11

 5   2 7 2 n.a. n.a. n.a. n.a.

 14   8 29 17 50 39 36 26

 8   4 13 5 20 12 16 8

› Open Government, also die Öffnung von Regierung 
und öffentlicher Verwaltung gegenüber Bürgern und 
Wirtschaft, hat ein wesentliches Ziel: die Bereitstel‑
lung von Informationen der Verwaltung für alle Inter‑
essierten aus Gesellschaft und Wirtschaft sowie eine 
damit verbundene Intensivierung der Zusammenar‑
beit zwischen Bürgern und Verwaltung.

Den höchsten Bekanntheits‑ und Nutzungsgrad wei‑
sen in allen vier Befragungsländern Portale mit frei 
zugänglichen Daten der öffentlichen Verwaltung und 
Informationen der Stadt in sozialen Netzwerken auf.

Erstmalig wurde in Deutschland und Österreich 
auch die Datenabfrage nach dem Informationsfrei‑
heitsgesetz abgefragt. Dieses Gesetz gewährt jeder 
Person einen voraussetzungslosen Rechtsanspruch 
auf Zugang zu amtlichen Informationen von Bundes‑
behörden, wobei eine Begründung durch Interesse 

rechtlicher, wirtschaftlicher oder sonstiger Art nicht 
erforderlich ist. In Österreich sind Bekanntheit und 
Nutzung geringfügig höher als in Deutschland, aber 
insgesamt auf niedrigen Niveau (≤ zwölf Prozent). 
Ebenfalls neu aufgenommen wurden Crowd-Sourcing- 
Angebote, mit einer Bekanntheit von fünf Prozent in 
Deutschland bzw. sieben Prozent in Österreich.

Hinsichtlich der geplanten Nutzung von Open 
Government zeigen die Ergebnisse, dass bei deut‑
schen und österreichischen Onlinern grundsätzlich 
ein Interesse an Open Government besteht. 31 Pro‑
zent der Deutschen und 42 Prozent der Österrei‑
cher möchten in Zukunft Einblicke in die Prozesse 
und Abläufe der Behörden nehmen, sich an politi‑
schen Entscheidungen über das Internet beteiligen  
(DE: 32  Prozent, AT:39  Prozent) oder Open-Data-
Portale besuchen (DE: 27 Prozent, AT: 36 Prozent). •

open Government

Kenntnis, nutzung und zukünftige nutzung  
von open-Government-Angeboten

Mindestens ein Angebot 
bekannt / genutzt

Einblicke in die Prozesse 
und Abläufe der Behörden, 
z. B. Status eines Antrags

Crowd Sourcing Angebote, 
d. h. Angebote zur Zusam‑
menarbeit zwischen Bürgern 
und Verwaltung, z. B. Online‑
Angebote zur Aufarbeitung 
der Stadtgeschichte

Portale mit frei zugänglichen  
Daten der öffentlichen 
Verwaltung, z. B. amtliche 
Statistiken

Einblicke in die Ausgaben 
und Mittelverwendungen  
von Behörden

  KENNER        NUTZER

DE AT CH SE

DE AT CH SE

DE AT CH SE

DE AT CH SE

DE AT CH SE
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 19   11 29 17 50 39 29 16

 7   4 9 3 22 13 17 8

17   8 31 19 17 10 19 8

 8   4 12 6 n.a. n.a.  n.a.  n.a.

Beteiligung der Bürger an politischen Entscheidungen über 
das Internet, z. B. Online-Bürgerhaushalte oder Petitionen

Online‑Konsultation zu Stadtentwicklungsfragen  
oder strittigen Infrastrukturvorhaben

Portale mit frei zugängliche Daten der öffentlichen  
Verwaltung, z. B. amtliche Statistiken

Crowd Sourcing Angebote, z. B. Online-Angebote  
zur Aufarbeitung der Stadtgeschichte

Keines der genanntenEinblicke in die Ausgaben und  
Mittelverwendungen von Behörden

Informationen der Stadt / Kommune in  
sozialen Netzwerken zu aktuellen Themen

  DEUTSCHLAND        ÖSTERREICH

 Welche Angebote von open Government würden Sie zukünftig gerne nutzen?

Basis: Alle Befragten – DE (n = 1.000); AT (n = 1.001); Angaben in Prozent

Einblicke in die Prozesse und Abläufe der Behörden,  
z. B. Status eines Antrags

Datenabfrage nach dem Informationsfreiheitsgesetz

 Welche der folgenden Angebote von open Government kennen Sie?
 Welche der folgenden Angebote von open Government haben Sie bereits genutzt?

Basis: Alle Befragten – DE und SE (n = 1.000); AT und CH (n = 1.001); Mehrfachantworten möglich; Angaben in Prozent

Informationen der Stadt /  
Kommune in sozialen Netz‑
werken zu aktuellen Themen

Online‑Konsultation zu 
Stadtentwicklungsfragen 
oder strittigen Infrastruktur‑
vorhaben

Beteiligung der Bürger an 
politischen Entscheidun‑
gen über das Internet, z. B. 
Online‑Bürgerhaushalte oder 
Petitionen

Datenabfrage nach dem 
Informationsfreiheitsgesetz

DE AT CH SE

DE AT CH SE

DE AT CH SE

DE AT CH SE

open Government
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62 70 61 50

74 82 n.a. n.a.

67 77 n.a. n.a.

74 79 72 50

45 55 54 41

51 55 47 37

61 71 67 47

Vorteile von open Government

	 Bitte	geben	Sie	an,	inwiefern	die	folgenden	Aussagen	auf	Sie	persönlich	zutreffen.

Basis: Alle Befragten – DE und SE (n = 1.000); AT und CH (n = 1.001); Top3-Boxes: trifft voll und ganz zu, trifft zu, trifft eher zu; Angaben in Prozent

› Einer der offenkundigsten Vorteile von Open 
Government ist auch im aktuellen Befragungsjahr die 
Möglichkeit zu erfahren, wie die eigenen Daten von 
Behörden verwendet werden. Für die DACH-Region 
ist dies dabei deutlich relevanter als für Schweden. 

Die Ergebnisse zeigen auf, dass sich Deutsche und 
Österreicher zudem auch stark für die Verwendung 
von Steuergeldern interessieren und sich ein Mitspra‑
cherecht wünschen. •

Mein Vertrauen in die Politik steigt, 
wenn ich mich über das Internet 
mehr an politischen Entscheid‑
ungen beteiligen kann.

Wenn Verwaltungsprozesse 
transparent werden, z. B. durch die 
Veröffentlichung von Daten und 
Informationen, haben Behörden  
einen Anreiz, effektiver zu arbeiten.

Ich habe ein starkes Interesse 
zu erfahren, wie meine Daten 
von den Behörden verwendet 
werden.

Die Entscheidungen von Politik 
und Verwaltung werden durch 
Open Government für mich 
nachvollziehbarer.

Öffentliche Diskussionen zeigen 
Politik und Verwaltung frühzeitig  
auf, was uns Bürger wirklich 
bewegt.

Ich habe ein starkes Interesse 
daran, zu erfahren, wie meine 
Steuergelder verwendet werden.

Ich habe ein starkes Interesse 
daran, mitzuentscheiden, wie 
Steuergelder verwendet werden.

 DE AT CH SE

open Government

?
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